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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
der dbb mit seinen Fachgewerkschaften wie die komba gewerkschaft kann bei der 
Interessenvertretung der Mitglieder ein wichtiges Alleinstellungsmerkmal für sich be-
anspruchen: Unsere Gesamtorganisation steht für den Erhalt des Berufsbeamten-
tums.

Unsere Überzeugung, dass dazu das Streikverbot für Beamtinnen und Beamte zwin-
gend dazugehört, wurde jetzt klipp und klar durch das Bundesverfassungsgericht be-
stätigt. Jetzt besteht Klarheit: Bei dem Streikverbot handelt es sich um einen eigen-
ständigen hergebrachten Grundsatz des Berufsbeamtentums, der auch mit der 
Europäischen Menschenrechtskonvention vereinbar ist.

Hätten sich die Gegner des Streikverbotes für Beamte durchgesetzt, hätten sie eine 
Erosion des Beamtenrechts ausgelöst. Dann hätten nämlich die auf der anderen Seite 
bestehenden besonderen Rechte wie Alimentation einschließlich Pension und Beihil-
fe sowie das Lebenszeitprinzip keinen vollen Bestand mehr haben können. 

Ein Teil öffentlicher Aufgaben wird aus guten Gründen Beamten übertragen. Sie sind 
zu einer ausgeprägten Loyalität verpflichtet, die eben auch den Verzicht auf das 
Streikrecht beinhaltet. So wird eine stabile Erfüllung öffentlicher Aufgaben gewähr-
leistet. Demnach hat das Bundesverfassungsgericht nicht nur im Sinne der von uns 
vertretenen Beamtinnen und Beamten, sondern auch im Interesse der Bürger ent-
schieden.

Die komba wird jedoch bei aller Freude einen weiteren Aspekt nicht aus den Augen 
verlieren: Die Treuepflicht stößt dann an ihre Grenzen, wenn die auf der anderen Sei-
te bestehende Fürsorgepflicht des Staates nicht ebenso verlässlich beachtet wird. 
Deshalb darf die Treuepflicht nicht missbraucht werden, um die Beamten von einer 
Anpassung der Arbeits- und Einkommensbedingungen auszuschließen oder sogar 
Kürzungen vorzunehmen. Die Folgen wären ein Identifikationsverlust der Beamten 
mit ihren Aufgaben, ein Attraktivitätsverlust des öffentlichen Dienstes und ein Ga-
rantieverlust für die Bürger, dass die öffentlichen Aufgaben erfüllt werden. Das wol-
len die Bürger nicht und das sollte auch die Politik nicht wollen. Wir fordern deshalb, 
das Berufsbeamtentum systemkonform positiv fortzuentwickeln.

Wir begrüßen in diesem Zusammenhang, dass das Bundesverfassungsgericht betont 
hat, dass Beamte trotz des Streikverbotes nicht von der Koalitionsfreiheit ausge-
schlossen sind. Dies wird nämlich durch die Beteiligungsrechte der gewerkschaftli-
chen Spitzenorganisationen sowie durch die Möglichkeit, zum Beispiel das Alimenta-
tionsprinzip auf dem Rechtsweg durchzusetzen, gewährleistet. Als komba sorgen wir 
dafür, dass auf diesen Wegen die Interessen der Beamtinnen und Beamten vertreten 
werden.

Dennoch ist das Streikrecht auch im öffentlichen Dienst unverzichtbar. Auch komba 
Mitglieder werden vom dbb immer wieder zu Streiks aufgerufen, um Forderungen 
durchzusetzen. Die Aufrufe beschränken sich dann aber auf Tarifbeschäftigte.

Beide Statusgruppen – Beamte und Arbeitnehmer – haben ihre Daseinsberechtigung 
und ihre Spielregeln. Das ist für die komba eine Selbstverständlichkeit und dabei 
ebenso in ihren Debatten mit Arbeitgebern und Politik.

Ihre komba Bundesleitung
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Fernstraßenbundesamt und Infrastrukturgesellschaft:

Podcast zum laufenden Prozess
Ab 1. Januar 2021 liegt die Auf­
tragsverwaltung für die Bun­
desautobahnen in den Händen 
des neu gründeten Fernstra­
ßenbundesamtes sowie in ei­
ner ebenfalls neu aufgebauten 
Infrastrukturgesellschaft. Das 
Bundesverkehrsministerium 
hat dazu eine Stabsstelle „In­
frastrukturgesellschaft Auto­
bahnen“ eingerichtet, die den 
Übergangsprozess organisie­
ren soll.

Bis zum 1. Januar 2019 müssen 
dabei die betroffenen Beschäf­
tigten aus den Straßenbauver­
waltungen der Länder ihre Be­
reitschaft zum Wechsel in die 
neuen Organisationseinheiten 
erklären. Doch dafür sind noch 
zu viele tarifpolitische, struktu­
relle und organisatorische Fra­
gen offen.

In unserem Podcast berichten 
Andreas Hemsing, Bundes- 
und NRW-Landesvorsitzender 

der komba gewerkschaft, und 
Stefan Fedder, Vorsitzender 
des Bundesfachbereichs Tech­

nik, Verkehr, Umwelt und der 
Fachgruppe Landesbetrieb 
Straßenbau der komba ge­
werkschaft nrw, über eine 
stärkere Einbindung der Be­
schäftigtenvertretungen in 
den laufenden Prozess.

Aktuelle Informationen  
und Downloads unter  
www.komba.de.	�   (ak)

komba Frauen auf 14. Frauenpolitischer Fachtagung des dbb:

Gemeinsam Digitalisierung gestalten und verantworten
Am 14. Juni 2018 fand in Berlin 
die 14. Frauenpolitische Fach­
tagung der dbb bundesfrauen­
vertretung zum Thema „Frau­
en 4.0: Ab durch die gläserne 
Decke!“ statt, an der auch Kol­
leginnen des Ausschusses für 
Frauenpolitik und Gleichstel­
lungsfragen der komba ge­
werkschaft, aus den Landes­
gewerkschaften sowie der 
Bundesvorsitzende der komba 
gewerkschaft, Andreas Hem­
sing, teilnahmen.

Die Vorsitzenden der dbb 
bundesfrauenvertretung und 
Gastgeberin der Fachtagung, 
Helene Wildfeuer, hob in ihrer 
Auftaktrede hervor, dass die 
Digitalisierung für Frauen mit 
großen Hoffnungen verbunden 
sei: „Die Erwerbsarbeit kann 
mobil und zeitlich flexibel erle­
digt werden. Der Wunsch nach 
Familie muss nicht länger dem 
beruflichen Erfolg untergeord­

net werden oder umgekehrt. 
Das gilt für Mütter und Väter.“ 
Ihr folgte Friedhelm Schäfer,  
2. dbb Bundesvorsitzender, mit 

seinem Grußwort. Dabei infor­
mierte er unter anderem über 
aktuelle Urteile des Bundes­
verfassungsgerichts zum Be­

amtenstatus. Zudem betonte 
er, dass auch in einer zuneh­
mend digitalisierten Verwal­
tung die letzten Entscheidun­

<< Elke Stirken (Sechste von links), Andreas Hemsing (Mitte), Mareike Klostermann (ganz rechts) mit Kolleginnen der 
komba
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Podcast:

Erfahren Sie mehr in 
unserem Podcast unter: 
https://bit.ly/2kBgFe1
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gen von Menschen getroffen 
werden müssen.

„Frauen können alles, das ist 
der Leitsatz, unter den ich die 
Gleichstellungspolitik in mei­
nem Haus stelle“, betonte die 
Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend, 
Franziska Giffey, in ihrer Begrü­
ßung. Darin erwähnte sie eini­
ge Forderungen und Positio­
nen, die auch die komba 
gewerkschaft vertritt, bei­
spielsweise eine bessere Be­
zahlung von Beschäftigten in 
sozialen Berufen, flexiblere Ar­
beitszeiten und bessere beruf­
liche Aufstiegsmöglichkeiten 
für Frauen.

Mit einer sehr differenzierten 
Analyse zur Genderfrage in der 
modernen Arbeitswelt eröffne­
te Dr. Christiane Funken, Pro­
fessorin an der Technischen 
Universität Berlin, den Fachteil 
der Tagung. Mit der Digitalisie­
rung, dem demografischen 
Wandel und dem daraus resul­
tierenden Fachkräftemangel 

käme nun auch mit dem „XX“ 
ein weiterer Faktor hinzu, der 
es unabdingbar machen wür­
de, dass Frauen gleichberech­
tigt Karriere machen, so die 
Soziologin.

Elke Stirken, Vorsitzende des 
Ausschusses für Frauenpolitik 
und Gleichstellungsfragen der 
komba gewerkschaft, betont, 
dass die Digitalisierung ge­
meinsam von Arbeitnehme­
rinnen und Arbeitnehmern  
mit den Arbeitgeberinnen  
und Arbeitgebern gestaltet 
und verantwortet werden 
muss: „Die Digitalisierung 
ermöglicht es uns erstmalig, 
unabhängig vom Arbeitsplatz 
und von Präsenzzeiten gefor­
derte Leistungen einzubringen. 
Diese Vorteile sollten wir un­
bedingt nutzen, um vor allem 
unseren Kolleginnen Arbeits­
modelle zu ermöglichen, in 
denen sie Familie und Beruf 
optimal verbinden können.“

Mareike Klostermann, stellver­
tretende Bundesvorsitzende 

der komba gewerkschaft und 
stellvertretende Vorsitzende 
des Ausschusses, zu dem The­
ma: „Eine Grundvoraussetzung 
für Telearbeit als Instrument 
der Digitalisierung ist das Ver­
trauen in die Mitarbeiter. Die­
ses kann nicht durch stringen­
te Dienstvereinbarungen 
erzielt werden. Die/der Vorge­
setzte muss dabei auch selber 
eine ausgeglichene Work-Life-
Balance und eine entsprechen­
de Arbeitszeitgestaltung  

vorleben, die es den Mitarbei­
terinnen und Mitarbeitern 
ohne schlechtes Gewissen er­
möglicht, die für sie passende 
Arbeitsausgestaltung zu fin­
den. Dann können beide Sei­
ten von der Digitalisierung 
profitieren.“ � (jj/ak)

Weitere Informationen zu  
den komba frauen unter: 
www.komba.de/frauen und 
unter www.frauen.dbb.de.

komba bewertet Vorhaben der Bundesregierung:

„Brückenteilzeit“ erleichtert Rückkehr  
auf eine Vollzeitstelle
Das Bundeskabinett hat sich 
auf einen Gesetzentwurf zur 
sogenannten „Brückenteilzeit“ 
geeinigt. Danach soll Teilzeit­
beschäftigten die Rückkehr auf 
eine Vollzeitstelle erleichtert 
werden.

Der komba Ausschuss für Frau­
enpolitik und Gleichstellungs­
fragen hat sich mit dem  
Gesetzentwurf auseinanderge­
setzt. Dessen Vorsitzende Elke 
Stirken und ihre Stellvertreterin 
Mareike Klostermann, die zu­
gleich stellvertretende komba 
Bundesvorsitzende ist, sehen 
als Fazit: „Das Gesetz ist ein 
Schritt in die richtige Richtung 
und fördert die Möglichkeiten 
der flexiblen Arbeitszeitgestal­
tung. Zudem verhindert es das 
unfreiwillige Verharren in einer 

Teilzeitstelle, die sogenannte 
‚Teilzeitfalle‘.“

<< Kern des  
Gesetzesvorhabens

Gegenstand des Vorhabens ist 
eine Weiterentwicklung des 
Teilzeit- und Befristungsgeset­
zes (TzBfG), das bislang ledig­
lich einen Anspruch auf unbe­
fristete Teilzeit beinhaltet. Es 
soll ergänzend ein gesetzlicher 
Anspruch auf zeitlich begrenz­
te Teilzeitarbeit geschaffen 
werden, der einen Anspruch 
der Beschäftigten auf Rückkehr 
in Vollzeit vorsieht. Besondere 
Gründe (zum Beispiel Kinderer­
ziehung oder Pflege) sind dafür 
nicht erforderlich. Vorausset­
zung ist aber, dass der Arbeit­
geber in der Regel mehr als 45 

Arbeitnehmer beschäftigt und 
das Arbeitsverhältnis mehr als 
sechs Monate besteht. Für Ar­
beitgeber, die 46 bis 200 Arbeit­
nehmer beschäftigen, sind ge­
staffelte Zumutbarkeitsgrenzen 
vorgesehen. Ansonsten kann 
der Teilzeitwunsch aufgrund 
entgegenstehender betriebli­
cher Gründe abgelehnt werden, 
die der Arbeitgeber allerdings 
nachweisen muss.

Beschäftigte haben bei der Gel­
tendmachung des Anspruchs 
auf befristete Teilzeit deren 
Dauer anzugeben, die zwischen 
einem und fünf Jahre betragen 
kann. Während dieser Zeit sind 
Veränderungen an der Arbeits­
zeit nicht möglich, um dem Ar­
beitgeber Planungssicherheit zu 
gewährleisten. Eine erneute 

<< Mareike Klostermann
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Verringerung der Arbeitszeit ist 
nach einer zeitlich begrenzten 
Verringerung frühestens ein 
Jahr nach der Rückkehr zur ur-
sprünglichen Arbeitszeit mög-
lich.

<< Wie geht es weiter?

Die Arbeitgeberseite sieht es 
zwar grundsätzlich als positiv 
an, das Teilzeitbeschäftigten-
recht zu stärken. Es ist jedoch 
Kritik an größeren Belastungen 
der Arbeitgeber sowie an der 
Darlegungs- und Beweislast bei 
Ablehnungen zu vernehmen.
Die Bundesregierung hatte ein 
Inkrafttreten des Gesetzes ab 
dem 1. Januar 2019 angepeilt. 
Allerdings bleibt abzuwarten, 
welche Zeit das Gesetzgebungs-
verfahren in Anspruch nehmen 
wird und ob noch Änderungen 
vorgenommen werden. Die Ge-
werkschaften werden sich in das 
Beteiligungsverfahren einbrin-
gen.

Nach den Zahlen des Statisti-
schen Bundesamtes würde das 
Gesetz vielen Beschäftigten 
entgegenkommen: Danach 
wollen etwa eine Million Men-
schen ihre Arbeitszeit verrin-
gern, aber nur unter der Vor-
aussetzung, dass eine Rückkehr 
in Vollzeit gesichert ist.

Was aus komba Sicht außer-
dem wichtig ist: Da das Teil-
zeit- und Befristungsgesetz für 
Tarifbeschäftigte des öffentli-
chen Dienstes unmittelbar gilt, 
ist wichtig, dass eine transpa-
rente und positive Verzahnung 
mit den ergänzend maßgeben-
den tariflichen Vorschriften er-
folgt. Wenn das Gesetz steht, 
ist deshalb unmittelbar zu prü-
fen, ob die Tarifverträge des 
öffentlichen Dienstes, aber 
auch die beamtenrechtlichen 
Vorschriften weiterentwickelt 
werden müssen.  
 
� (kt)

komba in den Medien
Die komba gewerkschaft kom-
muniziert über viele Kanäle mit 
ihren Mitgliedern und an unse-
rer Arbeit interessierten Kolle-
ginnen und Kollegen. Neben 
der Mitgliederzeitschrift kom-
ba magazin als Printprodukt, 
das zehn Mal im Jahr erscheint, 
gibt es natürlich auch unseren 
Webauftritt www.komba.de.
Auch in den sozialen Netzwer-
ken sind wir bei Facebook, Twit-
ter und YouTube aktiv. Beson-
ders unsere Podcasts, Spots 
und Filme auf YouTube kom-
men gut an. Schauen Sie doch 
mal rein unter:  
 
 
 

bit.ly/2HE9ZZU und  
www.facebook.com/komba.
gewerkschaft. Über die komba 
bildungs- und service gmbh 
bietet die komba gewerkschaft 
seit vielen Jahren Seminare 
und Schulungen, Publikatio-
nen, komba Werbemittel und 
Ehrungen, Finanz- und Versi-
cherungsleistungen sowie wei-
tere Serviceleistungen an – zu 
finden unter: www.komba-
service.de. � (ak)

© geralt / pixabay
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Disziplinarrecht:

Auch ausländische Strafurteile können Konsequenzen haben 
– selbst für Ruhestandsbeamte
Wenn Verfehlungen eines Be­
amten Gegenstand eines Dis­
ziplinarverfahrens sind, haben 
diesbezügliche Strafurteile re­
gelmäßig eine bindende Wir­
kung. Was ist aber, wenn es 
sich um das Urteil eines aus­
ländischen Strafgerichts han­
delt? In einem vom Bundesver­
waltungsgericht entschiedenen 
Fall ging es um ein Urteil der 
slowakischen Republik, auf 
dessen Grundlage einem Ruhe­
standsbeamten im Zuge des 

Disziplinarverfahrens das Ru­
hegehalt aberkannt wurde –  
zu Recht, wie höchstrichterlich 
bestätigt wurde.

Den Feststellungen eines 
rechtskräftigen Strafurteils 
kommt in Disziplinarverfahren, 
das denselben Sachverhalt zum 
Gegenstand hat, grundsätzlich 
Bindungswirkung zu. Das gilt 
auch für ausländische Strafur­
teile. Eine Ausnahme besteht 
dann, wenn die Feststellungen 

des Strafgerichts offenkundig 
unrichtig sind, etwa weil sie un­
ter Verletzung rechtsstaatlicher 
Mindeststandards zustande ge­
kommen sind. Dann müssen die 
Disziplinargerichte den Sachver­
halt selbst ermitteln. 

Eine solche Ausgangslage wur­
de hier aber nicht gesehen. Es 
könne regelmäßig davon aus­
gegangen werden, dass die 
Verfahrensgarantien eines EU-
Mitgliedstaates rechtsstaatli­

chen Mindeststandards genü­
gen. Diese Einschätzung traf 
laut Bundesverwaltungsgericht 
auch auf den konkreten Fall zu: 
Es wurden zentrale Erforder­
nisse eines fairen Verfahrens 
beachtet – etwa Dolmetscher­
leistungen, genügende Sach­
verhaltsaufklärung, auch durch 
medizinische Sachverständige 
zur Klärung der Schuldfähigkeit, 
und das Recht, die Belastungs­
zeugen vor dem Strafgericht  
zu befragen.� (kt)

Erhöhung des Mindestlohns:

Lösung nur für ein Teil des Problems
Der bundesweit geltende 
Mindestlohn beträgt derzeit 
8,84 Euro. Eine Erhöhung ist  
in zwei Schritten vorgesehen: 
Zum 1. Januar 2019 auf 9,19 
Euro und zum 1. Januar 2020 
auf 9,35 Euro.

Die öffentliche Diskussion zu 
diesem Thema wird sehr emo­
tional geführt, ist dabei teil­
weise auch ideologisch geprägt 
und sachwidrig vermischt mit 
anderen gesetzlichen Regelun­
gen. 

Die komba gewerkschaft ur­
teilt indes bei einer sachlichen 
Betrachtung: Faire, auskömmli­
che und leistungsgerechte Ein­
kommen sind ein wesentliches 
Merkmal guter und allseits ak­
zeptierter Arbeitsbedingun­
gen. Diese Herausforderung ist 
jedoch vor allem bei den Sozi­
alpartnern beziehungsweise 
Tarifvertragspartnern angesie­
delt. In diesem Rahmen enga­
giert sich auch die komba.

Die Tarifautonomie hat sich in 
unserem Land bewährt. Sie ist 
davon geprägt, dass sich der 
Gesetzgeber – abgesehen vom 

Besoldungsrecht – weitestge­
hend aus der Einkommensge­
staltung heraushält. Lediglich 
durch das Abgabenrecht wird 
auf verbleibende Nettoein­
kommen Einfluss genommen, 
was auch unter sozialstaatli­
chen Gesichtspunkten erfolgt.

Dennoch ist festzustellen, dass 
es beim Thema „Einkommen“ 
Gerechtigkeitslücken und zu­
weilen an Ausbeutung erin­
nernde Situationen gibt. Es 
sollte gemeinsames Ziel der 
gesellschaftlichen und politi­
schen Akteure sein, diese Defi­
zite auszuräumen.

Ein gesetzlicher Mindestlohn 
kann diese Defizite allerdings 
nur sehr eingeschränkt besei­
tigen: Zum einen legt er ledig­
lich eine Einkommensunter­
grenze fest und erfasst damit 
nur einen kleinen Teil beste­
hender Probleme. Zum ande­
ren führt er selten zu einer 
finanziellen Besserstellung  
der Beschäftigten, sondern 
eher zu einer Entlastung der 
Sozialkassen. Oft sind daraus 
Aufstockungen erforderlich, 
weil allein vom Mindestlohn 

keine Familie ernährt werden 
kann.

Dennoch rechtfertigen die ge­
nannten Wirkungen durchaus 
den gesetzlichen Mindestlohn. 
Ergänzenden politischen Hand­
lungsbedarf sehen wir jedoch, 
um die Umgehung der Tarif­
verträge des öffentlichen 
Dienstes bei der Erfüllung von 
öffentlichen Aufgaben zu ver­
meiden. Dies geschieht zuwei­
len bei der Übertragung von 
Aufgaben auf Dritte, die vorge­
nommen wird, um Kosten zu 
sparen. Diese Einsparungen 
werden jedoch in der Regel 
durch schlechtere Bezahlungs­
bedingungen nicht nur 
auf der unteren 
Qualifikations­
ebene erzielt. 
Dies ist ein 
unwürdi­
ger Um­
gang mit

öffentlichen Aufgaben. Des­
halb sollten Übertragungen 
auf Dritte an die Anwendung 
der Einkommensbedingungen 
des öffentlichen Dienstes ge­
koppelt werden oder gänzlich 
unterbleiben. 

Wir setzen uns dafür ein, dass 
dieser Aspekt stärker in die po­
litische und öffentliche Debat­
te rückt. � (kt)
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